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2 2 1 . Bundesgesetz: Finanzielle Leistungen an die altkatholische Kirche.
2 2 2 . Bundesgesetz: Finanzielle Leistungen an die israelitische Religionsgesellschaft.
2 2 3 . Bundesgesetz: Energieanleihegesetz 1960.
2 2 4 . Bundesgesetz: Abänderung des Art. IV des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung.
2 2 5 . Verordnung: Ingenieurkammer für Steiermark und Kärnten in Graz (Kammerstatut).
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2 1 7 . Bundesgesetz vom 19. Oktober 1960
über die Errichtung eines Kriegsopferfonds

(Kriegsopferfondsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Zum Zwecke der Fürsorge für Personen,
die als Beschädigte oder Witwen einen Anspruch
auf eine Rente nach dem Kriegsopferversorgungs-
gesetz 1957, BGBl. N r . 152, haben, wird der
Kriegsopferfonds errichtet.

§ 2. (1) Der Kriegsopferfonds (in den folgen-
den Bestimmungen als Fonds bezeichnet) ist
eine juristische Person, hat seinen Sitz in Wien
und wird vom Bundesministerium für soziale
Verwaltung verwaltet.

(2) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hat vor seinen Verfügungen in Angelegen-
heiten des Fonds einen Beirat anzuhören.

(3) Für die Kosten, die dem Bund aus der Ver-
waltung des Fonds entstehen, hat der Fonds dem
Bunde jährlich einen Pauschalbetrag von 0'5 v. H .
der jeweiligen Einkünfte des Vorjahres zu er-
setzen.

§ 3 . Die Einkünfte des Fonds bestehen aus

a) den Erträgnissen aus eigenen Vermögens-
werten,

b) Zuwendungen und sonstigen Einnahmen.

§ 4. (1) Die Mittel des Fonds sind zur Gewäh-
rung zinsenfreier Darlehen an die im § 1 ge-
nannten Personen zu verwenden, die einer
finanziellen Hilfe bedürfen, um

a) sich eine Erwerbsmöglichkeit zu verschaffen
oder zu erhalten,

b) ihren Kindern eine Berufsausbildung zu er-
möglichen,

c) ein Wohnungsbedürfnis zu befriedigen,
notwendige Gebrauchs- oder Einrichtungs-
gegenstände zu beschaffen oder

d) einem bestehenden oder drohenden eigenen
Nots tand abzuhelfen.

(2) Die Höhe eines Darlehens, das aus den Mit-
teln des Fonds gewährt wird, soll den sechzig-
fachen Betrag der monatlichen Rente, auf die ein
Anspruch nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 besteht, nicht übersteigen; Zusatzrenten,
Frauen- und Kinderzulagen, Pflege-, Blinden-
und Führhundzulagen sowie Ernährungszulagen
sind hiebei außer Betracht zu lassen. Die Rück-
zahlung der Darlehen ist durch Abtretungen
sowie nach Möglichkeit durch Bürgschaften oder
Pfandrechte sicherzustellen.

(3) Auf die Gewährung von Darlehen aus den
Mitteln des Fonds besteht kein Rechtsanspruch.

§ 5. (1) Der Beirat (§ 2) besteht aus einem Vor-
sitzenden und vier Vertretern der nach dem
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 anspruchs-
berechtigten Personen. Den Vorsitz führt der
Bundesminister für soziale Verwaltung oder ein
von ihm aus dem Stande der rechtskundigen
Beamten des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung bestellter Vertreter. Die übrigen Mit-
glieder des Beirates sind vom Bundesminister für
soziale Verwaltung für die Dauer von drei Jah-
ren auf Vorschlag der Vereinigungen der Kriegs-
opfer, eines hievon aus dem Kreise der ver-
sorgungsberechtigten Kriegsblinden, zu bestellen.
Für jedes Mitglied des Beirates ist ein Ersatzmann
zu bestellen.
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(2) Für die Erstattung von Vorschlägen im
Sinne des Abs. 1 sind die Vereinigungen der
Kriegsopfer berechtigt, die gemäß ihren Statuten
für das ganze Bundesgebiet gebildet sind und aus-
schließlich die Förderung der wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Interessen der nach dem
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 anspruchs-
berechtigten Personen zum Ziele haben. Bestehen
mehrere Vereinigungen, auf die diese Voraus-
setzungen zutreffen, so haben sie ihre Vorschläge
einvernehmlich abzugeben. Kommt ein solches
Einvernehmen nicht zustande, so entscheidet der
Bundesminister für soziale Verwaltung über das
Vorschlagsrecht entsprechend dem Verhältnis der
Mitgliederzahlen dieser Vereinigungen. Die Ver-
einigungen sind durch öffentliche Bekannt-
machung im amtlichen Teil der „Wiener Zeitung"
auf die Ausübung des Vorschlagsrechtes aufmerk-
sam zu machen.

(3) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
hat die Mitglieder des Beirates von ihrer Funk-
tion zu entheben, wenn sie darum ansuchen oder
wenn sie die Pflichten ihres Amtes dauernd ver-
nachlässigen, im letzteren Falle nach Anhörung
der Vereinigungen der Kriegsopfer, auf deren
Vorschlag das Mitglied bestellt worden ist.

(4) Die Mitgliedschaft im Beirat ist ein un-
besoldetes Ehrenamt. Den Mitgliedern gebührt
der Ersatz der notwendigen Fahrkosten und des
nachgewiesenen Verdienstentganges.

§ 6. (1) Der Beirat kann einzelne seiner Mit-
glieder allgemein und auf jederzeitigen Widerruf
ermächtigen, zu Einzelansuchen um Gewährung
eines Darlehens aus den Mitteln des Fonds (§ 4)
im Namen des Beirates Stellung zu nehmen.

(2) Der Beirat ist vom Vorsitzenden zu den
Sitzungen schriftlich einzuberufen. Die Einladun-
gen sind an die Mitglieder des Beirates so zeit-
gerecht abzufertigen, daß sie spätestens zwei
Wochen vor der Sitzung zugestellt werden.

(3) Der Beirat ist beschlußfähig, wenn minde-
stens der Vorsitzende und zwei Mitglieder des
Beirates anwesend sind. Zu einem Beschlusse des
Beirates ist Stimmenmehrheit erforderlich. Der
Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab; bei
Stimmengleichheit entscheidet seine Stimme. Der
Vorsitzende hat dafür zu sorgen, daß über die
Beratungen des Beirates und die vom Beirate ge-
faßten Beschlüsse eine Niederschrift aufgenom-
men wird.

§ 7. Die II. Verordnung zum Spielabgaben-
gesetz, BGBl. Nr . 43/1920, tr i t t mit dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes außer Kraft. Der
durch diese Verordnung gebildete Kriegsopfer-
fonds wird mit dem gleichen Zeitpunkt aufgelöst.
Sein Vermögen einschließlich sämtlicher Forde-
rungen und Verbindlichkeiten geht auf den durch
dieses Bundesgesetz errichteten Fonds (§ 1) über.

§ 8. Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar
veranlaßten Schriften, Amtshandlungen, Rechts-
geschäfte und Vermögensübertragungen sind von
den bundesrechtlich geregelten Abgaben, Bundes-
verwaltungsabgaben sowie Gerichts- und Justiz-
verwaltungsgebühren befreit. Der Fonds ist von
der Entrichtung der Stempelgebühren hinsicht-
lich seines Schriftenverkehrs mit den öffentlichen
Behörden und Ämtern befreit.

§ 9. Der jährliche Rechnungsabschluß des
Fonds ist in den Amtlichen Nachrichten des Bun-
desministeriums für soziale Verwaltung zu ver-
lautbaren.

§ 10. Dieses Bundesgesetz tr i t t mit 1. Jänner
1961 in Kraft.

§ 11. Mit der Vollziehung des § 8 sind das
Bundeskanzleramt, das Bundesministerium für
Justiz und das Bundesministerium für Finanzen
entsprechend ihrem Wirkungsbereich betraut;
mit der Vollziehung der übrigen Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes ist das Bundesministerium
für soziale Verwaltung betraut.

Schärf
Raab Proksch Broda Heilingsetzer

2 1 8 . Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960,
mit dem das Verwaltungsstrafgesetz 1950

abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Verwaltungsstrafgesetz 1950, BGBl.
Nr. 172, wird abgeändert wie folgt:

§ 50 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„(1) Die Behörden können besonders geschulte
Organe der öffentlichen Aufsicht ermächtigen,
wegen Übertretung bestimmter Verwaltungs-
vorschriften mit Strafverfügung von Personen,
die auf frischer Tat betreten werden, Geldstrafen
bis 50 S in einem einheitlich im vorhinein fest-
zusetzenden Betrage sofort einzuheben."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
die Bundesregierung betraut.

Schärf
Raab Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Heilingsetzer Hartmann
Bock Waldbrunner Graf Kreisky



63. Stück — Ausgegeben am 16. November 1960 — Nr. 219 bis 221 2073

2 1 9 . Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960,
mit dem das Bundesgesetz über die Verlei-
hung des Doktorates unter den Auspizien des
Bundespräsidenten abgeändert und ergänzt

wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Der § 2 des Bundesgesetzes vom 5. März 1952,
BGBl. Nr . 58, über die Verleihung des Doktora-
tes unter den Auspizien des Bundespräsidenten
hat zu lauten:

„§ 2. (1) Zur Promotion unter den Auspizien
des Bundespräsidenten wird zugelassen, wer

a) die oberen Klassen einer mittleren Lehr-
anstalt mit sehr gutem Erfolg absolviert
hat,

b) die Reifeprüfung an einer mittleren Lehr-
anstalt mit Auszeichnung abgelegt hat,

c) in allen Gegenständen sowohl die Hoch-
schulstudien mit dem in den geltenden
Studienvorschriften festgelegten besten
Prüfungsergebnis zurückgelegt als auch
alle zur Erwerbung des Doktorates vorge-
schriebenen strengen Prüfungen (Rigorosen)
mit Auszeichnung abgelegt hat,

d) eine wissenschaftliche Arbeit (Dissertation),
soweit eine solche vorgeschrieben ist, ver-
faßt hat, die von den Begutachtern als
ausgezeichnet bewertet wurde,

e) die in lit. c und d angeführten Bedingungen
nicht erst nach Überschreitung der im
Durchschnitt normalen Studiendauer er-
füllt hat, es sei denn, daß die längere
Studiendauer durch triftige Gründe (etwa
Tätigkeit als Werkstudent, Unterbrechung
des Studiums aus materiellen Gründen,
Krankheit und dergleichen mehr) ent-
schuldigt wird, und

f) sich durch sein Verhalten sowohl an der
Hochschule als auch außerhalb derselben
als auszeichnungswürdig erwiesen hat.

(2) Ausnahmen von einzelnen Bestimmungen
des Abs. 1 lit. a bis d können Studierenden zu-
gestanden werden, denen als Opfer des Kampfes
für ein freies, demokratisches Österreich und als
Opfer politischer Verfolgung in der Zeit vom
6. März 1933 bis zum 9. Mai 1945 das fest-
gesetzte beste Prüfungsergebnis aus diesem
Grunde versagt wurde, so daß der Nachweis der
erwähnten Voraussetzungen nicht möglich ist.

(3) Um die Zulassung zur Promotion ist bei
der zuständigen obersten akademischen Behörde
unter Beischluß der erforderlichen Belege anzu-
suchen. Es obliegt der obersten akademischen
Behörde, ein Gutachten über die Erfüllung der
im Abs. 1 lit. e festgesetzten Voraussetzungen
abzugeben."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Unterricht betraut.

Schärf
Raab Drimmel

220 . Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960,
womit die kaiserliche Entschließung vom
17. September 1856 über die Studienerlaub-
nis für öffentlich Bedienstete aufgehoben

wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Erlaß des Ministeriums für Kultus
und Unterricht vom 29. September 1856,
Z. 14.709, RGBl. Nr. 177, womit die Bestimmun-
gen der Ah. Entschließung vom 17. September
1856, betreffend die Zulassung von Individuen,
die bei einer öffentlichen Behörde in Verwendung
stehen oder praktizieren, zur Aufnahme als
ordentlicher oder außerordentlicher Hörer öffent-
licher Vorlesungen über rechts- und staatswissen-
schaftliche sowie über technische Gegenstände
kundgemacht werden, wird aufgehoben.

§ 2. Immatrikulationen, Inskriptionen und
Studienzeugnisse, die vor dem Inkrafttreten die-
ses Bundesgesetzes entgegen den Bestimmungen
der im § 1 angeführten Entschließung erlangt
wurden, gelten als ordnungsgemäß erlangt.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht betraut.

Schärf
Raab Drimmel

2 2 1 . Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960
über finanzielle Leistungen an die altkatholi-

sche Kirche.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Republik Österreich erbringt der
altkatholischen Kirche, beginnend mit dem Jahre
1961, alljährlich folgende Leistungen:

a) einen Betrag von 150.000 S,
b) den Gegenwert der jeweiligen Bezüge von

vier Kirchenbediensteten unter Zugrunde-
legung eines Durchschnittsbezuges; als
solcher wird der jeweilige Gehalt eines
Bundesbeamten der Verwendungsgruppe A,
Dienstklasse IV, 4. Gehaltsstufe zuzüglich
Sonderzahlungen und Teuerungszuschlägen
angenommen.

(2) Die Zahlung wird jeweils in vier gleichen
Teilbeträgen bis längstens 31. Mai, 31. Juli,
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30. September und 30. November eines jeden
Jahres zu Handen der altkatholischen Kirchen-
leitung geleistet werden.

(3) Der Gesamtbetrag nach Abs. 1 wird von
der altkatholischen Kirche aufgeteilt.

§ 2. Die altkatholische Kirche ist berechtigt,
nach Maßgabe der bundesgesetzlichen und kirch-
lichen Rechtsvorschriften von ihren Kirchen-
angehörigen Kirchenbeiträge einzuheben; sie
kann über deren Erträgnisse frei verfügen.

§ 3. Mit der Vollziehung des § 1 dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Unterricht und mit der Vollziehung des § 2
dieses Bundesgesetzes ist das Bundesministerium
für Unterricht im Einvernehmen mit den betei-
ligten Bundesministerien betraut.

Schärf
Raab Heilingsetzer Drimmel

222. Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960
über finanzielle Leistungen an die israelitische

Religionsgesellschaft.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Republik Österreich leistet an die
Israelitischen Kultusgemeinden Österreichs

a) eine einmalige Zuwendung von dreißig Mil-
lionen Schilling,

b) fortlaufende jährliche Zuwendungen nach
Maßgabe des § 3.

§ 2. Der im § 1 unter lit. a genannte Betrag
ist in fünf jährlichen Teilbeträgen von je sechs
Millionen Schilling in den Jahren von 1960 bis
1964 jeweils bis zum Ende der angeführten Jahre
flüssigzumachen.

§ 3. (1) Die fortlaufende jährliche Zuwendung
gemäß § 1 lit. b setzt sich aus einem festen
Betrag von 900.000 S und dem Ersatz der jewei-
ligen Bezüge von 23 Bediensteten der Kultus-
gemeinden zusammen, wobei ein Durchschnitts-
bezug zugrunde gelegt wird. Als Durchschnitts-
bezug dieser Bediensteten wird der jeweilige Ge-
halt eines Bundesbeamten der Verwendungs-
gruppe A, Dienstklasse IV, 4. Gehaltsstufe, zu-
züglich Sonderzahlungen und Teuerungszuschlä-
gen angenommen.

(2) Die jährliche Zuwendung gemäß Abs. 1 wird
rückwirkend vom Jahre 1958 an gewährt. Für
die Jahre 1958, 1959 und 1960 beträgt sie je
1,800.000 S.

(3) Die fortlaufende jährliche Zuwendung ist
alljährlich in vier gleichen Teilbeträgen bis läng-

stens 31. Mai, 31. Juli, 30. September und 30. N o -
vember flüssigzumachen. Die Zuwendungen
für die Jahre 1958, 1959 und 1960 werden sechs
Monate nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
fällig.

§ 4. Die Zuwendungen im Sinne des § 1 sind
an die Israelitische Kultusgemeinde Wien flüssig-
zumachen. Diese hat die zugewiesenen Mittel
nach Herstellung des internen Einvernehmens
an die Kultusgemeinden Österreichs und sonstige
der Aufsicht der Kultusgemeinden unterstehende
religiöse Einrichtungen zu verteilen.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Un-
terricht betraut.

Schärf
Raab Heilingsetzer Drimmel

2 2 3 . Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960,
betreffend die Übernahme der Bundeshaf-
tung für eine Anleihe der Verbundgesell-

schaft (Energieanleihegesetz 1960).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für eine von der Österreichischen
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) im Jahre 1960 zu begebende
Anleihe bis zum Höchstbetrag von 1 Milliarde
Schilling die Haftung gemäß § 1357 ABGB. zu
übernehmen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Heilingsetzer

2 2 4 . Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960,
mit dem Art. IV des Kundmachungspatentes

zur Gewerbeordnung abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dem zweiten Absatz des Art. IV des
Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung
wird folgende Bestimmung angefügt:

„Die Bestimmungen des § 38 d der Gewerbe-
ordnung in der Fassung des Art. II Z. 7 der
Gewerbeordnungsnovelle 1957, BGBl. Nr. 178,
gelten auch für land- und forstwirtschaftliche
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, deren
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Tätigkeit im übrigen auf Grund der vorstehen-
den Regelung von dem Anwendungsbereich der
Gewerbeordnung ausgenommen ist."

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau und das Bundesministerium für
soziale Verwaltung betraut.

Schärf
Raab Bock Proksch

2 2 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 20. Sep-
tember 1960, betreffend die Ingenieurkam-
mer für Steiermark und Kärnten in Graz

(Kammerstatut).

Auf Grund des Gesetzes vom 2. Jänner 1913,
RGBl. Nr. 3, betreffend die Errichtung von
Ingenieurkammern, in der Fassung des Verwal-
tungsentlastungsgesetzes, BGBl. Nr. 277/1925,
wird im Einvernehmen mit den Bundesministe-
rien für Inneres und für Justiz verordnet:

Sprengel und Sitz der Ingenieurkammer.

§ 1. Für die Länder Steiermark und Kärnten
besteht eine Ingenieurkammer mit dem Sitz in
Graz. Sie wird in den folgenden Bestimmungen
als Kammer bezeichnet.

Sektionen.

§ 2. (1) Die Kammer ist in drei Sektionen zu
gliedern, die ihren Sitz in Graz haben, und zwar
in die

a) Architekten-Sektion,

b) Konsulenten-Sektion,
c) Allgemeine Sektion.

(2) Der Architekten-Sektion gehören alle staat-
lich befugten und beeideten Architekten an.

(3) Der Konsulenten-Sektion gehören alle staat-
lich befugten und beeideten Ingenieurkonsulenten
an.

(4) Der Allgemeinen Sektion gehören alle staat-
lich befugten und beeideten Zivilingenieure an.

Zugehörigkeit zu den Sektionen.

§ 3. Ein Kammermitglied kann nur einer der
drei Sektionen angehören. Erwirbt oder besitzt
ein Kammermitglied neben seiner Befugnis auch
eine Befugnis, die einer anderen Sektion zu-
geordnet ist, so hat es sich zu entscheiden,
welcher Sektion es angehören will. Diese Ent-
scheidung ist unverzüglich dem Kammervor-
stand anzuzeigen. Die Ingenieurkammer hat diese
Anzeige den übrigen Kammermitgliedern mitzu-
teilen und dem zuständigen Landeshauptmann
zu melden.

Organe der Kammer.

§ 4. Die Geschäfte der Kammer sind in An-
gelegenheiten der einzelnen Sektionen durch die
Vollversammlungen der Sektionen, durch die
Sektionsvorstände und die Sektionspräsidenten,
in gemeinsamen Angelegenheiten durch die Voll-
versammlung der Kammer, durch den Kammer-
vorstand und den Kammerpräsidenten zu
führen.

Vollversammlungen der Kammer und der Sek-
tionen (Einberufung, Beschlußfähigkeit, Ab-

stimmung).

§ 5. (1) Der Kammer(Sektions)vorstand hat die
Vollversammlungen der Kammer (der Sektion)
einzuberufen.

(2) Die ordentliche Vollversammlung der Kam-
mer hat jährlich in der ersten Hälfte des Kalen-
derjahres stattzufinden. Die ordentlichen Voll-
versammlungen der Sektionen haben der ordent-
lichen Vollversammlung der Kammer voran-
zugehen.

(3) Außerdem ist eine Vollversammlung ein-
zuberufen, wenn mindestens ein Drit tel der
Kammer(Sektions)mitglieder beim Kammer(Sek-
tions)vorstand schriftlich darum ansucht.

(4) Der Kammer(Sektions)vorstand kann eine
Vollversammlung einberufen, wenn er es für
notwendig erachtet.

(5) Jede Vollversammlung ist schriftlich min-
destens zehn Tage vor ihrer Abhaltung unter
Bekanntgabe der Tagesordnung einzuberufen.

(G) Die Vollversammlung (Sektionsversamm-
lung) ist beschlußfähig, wenn mindestens ein
Viertel der Mitglieder der Kammer (der betref-
fenden Sektion) anwesend ist. Im Falle der Be-
schlußunfähigkeit ist mit derselben Tagesordnung
eine zweite Versammlung einzuberufen, die ohne
Rücksicht auf die Anzahl der Anwesenden be-
schlußfähig ist. Die zweite Versammlung darf
erst nach Feststellung der Beschlußunfähigkeit der
ersten Versammlung einberufen werden.

(7) Die Vollversammlung hat ihre Beschlüsse
mit absoluter Stimmenmehrheit zu fassen. Der
Vorsitzende beteiligt sich an der Abstimmung;
bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den
Ausschlag.

Sektionsvorstände und Kammervorstände (Zu-
sammensetzung).

§ 6. (1) Der Kammervorstand besteht aus
15 Mitgliedern und aus Ersatzmännern, deren
Zahl nach § 7 Abs. 2 ermittelt wird; jeder Sek-
tionsvorstand aus sechs Mitgliedern und drei Er-
satzmännern. Die Mitglieder des Kammervor-
standes, mit Ausnahme des Präsidenten und der
Vizepräsidenten der Kammer, führen den Titel
„Kammerrat".
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(2) Der Kammervorstand sowie die Sektions-
vorstände müssen so zusammengesetzt sein, daß
nicht mehr als drei Mitglieder ein und demselben
Fachgebiet angehören.

(3) Mindestens acht Mitglieder des Kammer-
vorstandes und mindestens drei Mitglieder jedes
Sektionsvorstandes müssen ihren Geschäftssitz in
Graz oder in einer angrenzenden Ortsgemeinde
haben.

(4) Die Ersatzmänner müssen verschiedenen
Fachgebieten angehören; für sie gelten keine
Beschränkungen hinsichtlich des Geschäftssitzes.

Aufteilung der Mitglieds(Ersatzmanns)stellen
(Sitze) des Kammervorstandes auf die Sektionen.

§ 7. (1) Von den 15 Sitzen im Kammervorstand
sind vorerst jeder Sektion zwei Sitze als Grund-
mandate zuzuteilen. Die übrigen neun Sitze sind
auf die Sektionen nach folgendem Verfahren auf-
zuteilen: Die Zahlen der Mitglieder der einzelnen
Sektionen nach dem Stand eines vom Kammer-
präsidenten zu bestimmenden Stichtages, der
nicht weiter als vier Wochen vor dem für die
Durchführung der Wahl in Aussicht genom-
menen Tag zurückliegen darf, werden, nach ihrer
Größe geordnet, nebeneinander geschrieben, dar-
unter das Drittel, das Viertel und nach Bedarf
die weiter folgenden Teilzahlen. Dabei sind
Brüche mitaufzuschreiben. Die Zahlen der Mit-
glieder der Sektionen und ihre Teilzahlen wer-
den sodann der Größe nach mit fortlaufenden
Ordnungsziffern bis zur Ziffer 9 bezeichnet. Auf
jede Sektion entfallen so viele Kammervorstands-
sitze, als ihre Mitgliederzahl und deren Teil-
zahlen Ordnungsziffern erhalten haben. Wenn
nach dieser Berechnung mehrere Sektionen auf
einen Kammervorstandssitz den gleichen An-
spruch haben, so entscheidet das Los.

(2) Die Zahl der von jeder Sektion in den
Kammervorstand zu entsendenden Ersatzmänner
beträgt ein Drit tel der ihr nach Abs. 1 zugewie-
senen Zahl von Mitgliedsstellen. Eine Bruchzahl
ist auf die nächstfolgende ganze Zahl aufzurun-
den.

(3) Das Ergebnis der Aufteilung der Mitglieds-
(Ersatzmanns)stellen ist sämtlichen Kammermit-
gliedern bei der Einberufung der zur Durchfüh-
rung der Wahl bestimmten Kammervollver-
sammlung bekanntzugeben.

Wahl der Sektionsvorstände und des Kammer-
vorstandes.

§ 8. (1) Die Sektionsvorstände und der Kam-
mervorstand sind in der Vollversammlung der
Kammer mittels Stimmzettel zu wählen. Das
Wahlrecht ist von den Kammermitgliedern per-
sönlich auszuüben. Kammermitglieder, die ihren

Geschäftssitz nicht in Graz oder einer angren-
zenden Ortsgemeinde haben, können das Wahl-
recht durch eingeschriebene Einsendung des von
der Kammer ausgegebenen Stimmzettels — an
den Kammerpräsidenten adressiert — ausüben.
Eine Stellvertretung bei der Ausübung des Wahl-
rechtes ist unstatthaft.

(2) Die Wahlen erfolgen sektionsweise. Maß-
gebend ist die relative Stimmenmehrheit ; bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Das Wahlrecht ist folgendermaßen festzu-
stellen: Die gewählten Mitglieder sind, soweit sie
nicht nach § 10 des Ingenieurkammergesetzes
vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, namentlich
nach der Zahl der auf sie entfallenden gültigen
Stimmen in einer Abstimmliste zu ordnen. In
dieser Reihenfolge sind, von der höchsten Stim-
menanzahl angefangen, diejenigen Mitglieder
auszuscheiden:

1. die ihren Geschäftssitz nicht in Graz oder
einer angrenzenden Ortsgemeinde haben, falls
ihnen acht Mitglieder vorangehen, die ihren Ge-
schäftssitz gleichfalls nicht in Graz oder einer
angrenzenden Ortsgemeinde haben, oder

2. deren Fachgebiet unter ihren Vormännern
schon dreimal vertreten ist. Ha t eine Sektion
jedoch nur drei Sitze im Vorstand, so können
in diesem Fall nu r zwei Sitze von dem gleichen
Fachgebiet eingenommen werden. Gehört ein
Mitglied zwei oder mehreren Fachgebieten an,
so scheidet es nur dann aus, wenn diese Fach-
gebiete unter den Vormännern schon dreimal
vertreten sind.

(4) Mitglieder des Sektionsvorstandes sind die
ersten sechs Mitglieder, die nach Abs. 3 nicht
ausgeschieden werden; darunter muß sich jedoch
mindestens ein Mitglied, das seinen Geschäftssitz
in Kärnten hat, befinden.

(5) Ersatzmänner des Sektionsvorstandes sind
die ersten drei in der nach Abs. 3 geordneten
Reihenfolge namhaft gemachten Mitglieder, die
nicht Mitglieder des Sektionsvorstandes sind und
verschiedenen Fachgebieten angehören.

(6) In der Reihenfolge ihrer Wahl und in der
nach § 7 Abs. 1 und 2 für jede Sektion errech-
neten Anzahl gehören die in der Abstimmungs-
liste geordneten Mitglieder dem Kammervor-
stand als Mitglieder (Ersatzmänner) an, doch muß
in jeder Sektion ein Mitglied, das seinen Ge-
schäftssitz in Kärnten hat, vertreten sein.

(7) Ergibt sich nach der Wahl der Sektions-
präsidenten bei der ersten Ermit t lung der Zu-
sammensetzung des Kammervorstandes, daß diese
nicht den Bestimmungen des § 6 Abs. 1 bis 3
entspricht, so hat der Kammerpräsident an Hand
der Abstimmungsliste den entsprechenden Aus-
gleich zwischen den Sektionen zu treffen. Durch
einen solchen Ausgleich kann die gemäß Abs. 6
gegebene Reihung abgeändert werden. H a t eine
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Sektion jedoch nur auf drei Sitze im Kammer-
vorstand Anspruch, so können nur zwei Sitze
von Vertretern desselben Fachgebietes eingenom-
men werden, der dritte Sitz ist einem anderen
Fachgebiet in der Reihenfolge der Wahl zu-
zuteilen.

(8) Alle Bestimmungen, die eine Auswahl nach
Fachgebieten vorschreiben, gelten nicht für die
Architekten-Sektion.

Funktionsdauer der in den Vollversammlungen
gewählten Organe. Ablehnung der Wahl.

§ 9. (1) Die Vorstandsmitglieder und ihre Er-
satzmänner sind auf die Dauer von drei Jahren,
die Rechnungsprüfer und ihre Ersatzmänner auf
die Dauer eines Jahres zu wählen.

(2) Die im Abs. 1 genannten Organe haben
jedoch auch nach Ablauf der Wahlperiode ihre
Amtstätigkeit bis zur nächsten Neuwahl fortzu-
setzen. Die abtretenden Funktionäre sind wieder
wählbar, aber für die anschließende Wahlperiode
zur Annahme der Wahl nicht verpflichtet. Eben-
so können Mitglieder, die das 60. Lebensjahr
überschritten haben, eine Wahl ablehnen.

(3) Im übrigen darf eine Wahl ohne triftige
Gründe nicht abgelehnt werden. Ob triftige
Gründe vorliegen, entscheidet der Kammerprä-
sident. Die Ablehnung ohne triftige Gründe ist
als Vernachlässigung der den Mitgliedern gegen-
über der Kammer (Sektion) obliegenden Pflich-
ten zu ahnden.

Ergänzung der Sektionsvorstände und des Kam-
mervorstandes.

§ 10. (1) Die Ersatzmänner (des Kammervor-
standes, der Sektionsvorstände) treten in den
Vorstand an Stelle derjenigen Vorstandsmit-
glieder ein, die vor Ablauf ihrer Funktions-
periode ausgeschieden s ind . Die Ersatzmänner
sind jedoch nicht berufen, die Vorstandsmitglie-
der bei zeitweiliger Verhinderung zu vertreten.

(2) Für den Eintri t t in den Vorstand hat unter
den Ersatzmännern jener den Vorzug, dessen
Fachgebiet im Vorstand am schwächsten ver-
treten ist. Trifft dies bei mehreren Ersatzmän-
nern zu, so ist die höhere Zahl der bei der
Wahl für sie abgegebenen Stimmen maßgebend,
bei gleicher Stimmenanzahl entscheidet das Los.

(3) Wenn alle Ersatzmänner in den Sektions-
vorstand, in den sie gewählt wurden, eingetreten
sind, kann er weitere Abgänge von Vorstands-
mitgliedern durch Mitaufnahme (Kooptation)
ersetzen.

(4) Bei der Mitaufnahme von Vorstandsmit-
gliedern ist auf die Bestimmung des § 6 Abs. 2
und 3 Bedacht zu nehmen. Die Funktion der
durch die Mitaufnahme berufenen Vorstands-
mitglieder dauert bis zur Ergänzungswahl. Die

Ergänzungswahl ist bei der nächsten Vollver-
sammlung vorzunehmen.

(5) Auch der Abgang von Ersatzmännern eines
Sektionsvorstandes kann durch eine Ergänzungs-
wahl ersetzt werden.

(6) Der Kammervorstand ist aus den Sektions-
vorständen nach Maßgabe der §§ 7 und 8 zu
ergänzen.

(7) Ergänzungswahlen gelten für die restliche
Funktionsdauer des Vorstandes.

Sektionspräsidenten und Vizepräsidenten.

§ 11. (1) Die Mitglieder jedes Sektionsvorstan-
des haben aus ihrer Mitte in gesonderten Wahl-
gängen den Präsidenten und den Vizepräsidenten
der Sektion zu wählen. Der Präsident muß seinen
Geschäftssitz in Graz haben.

(2) Zur Vornahme der Wahl sind die Mit-
glieder des Sektionsvorstandes vom Sektionsprä-
sidenten oder, wenn das nicht möglich ist, vom
Kammerpräsidenten oder, wenn auch das nicht
möglich ist, von der Aufsichtsbehörde einzube-
rufen.

(3) Die Wahl der Sektionspräsidenten hat der
Wahl des Kammerpräsidenten vorauszugehen.

Präsidenten und Vizepräsidenten der Kammer.

§ 12. (1) Die Mitglieder des Kammervorstandes
haben aus ihrer Mitte den Präsidenten der Kam-
mer zu wählen. Der Präsident muß seinen Ge-
schäftssitz in Graz haben. Vizepräsidenten der
Kammer sind die Präsidenten jener beiden Sek-
tionen, die die meisten Mitglieder haben. Haben
Sektionen die gleiche Mitgliederanzahl, so ent-
scheidet das Los, welche von den Präsidenten
dieser Sektionen Vizepräsidenten der Ingenieur-
kammer sind. Die Präsidenten aller drei Sek-
tionen haben dem Kammervorstand anzugehö-
ren. Der Kammerpräsident kann nicht zugleich
Sektionspräsident sein.

(2) Zur Vornahme der Wahl sind die Mitglieder
des Kammervorstandes vom Präsidenten der
Kammer oder, wenn dies nicht möglich ist, von
der Aufsichtsbehörde einzuberufen.

(3) Der Kammerpräsident ist im Falle seiner
Verhinderung oder seines vorzeitigen Ausschei-
dens — in diesem Falle bis zu der nach § 13
vollzogenen Neuwahl — zunächst durch jenen
Vizepräsidenten zu vertreten, welcher der Sek-
tion mit der größten Mitgliederzahl angehört.

Ergänzungswahlen in den Kammervorstand und
in die Sektionsvorstände.

§ 13. Wenn der Präsident oder einer der Vize-
präsidenten der Kammer (einer Sektion) vor Ab-
lauf der Funktionsperiode des Vorstandes aus-
scheidet, hat der Kammer(betreffende Sek-
tions)vorstand, allenfalls nach seiner Ergänzung,
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eine Neuwahl für die restliche Dauer der Funk-
tionsperiode vorzunehmen.

Ermittlung des Wahlergebnisses bei den Wahlen
im Kammervorstand und in den Sektionsvor-

ständen.

§ 14. (1) Die Wahlen im Kammervorstand und
in den Sektionsvorständen sind mittels Stimm-
zettel vorzunehmen.

(2) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der
abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt.
Leere Stimmzettel sind ungültig. Wird die abso-
lute Stimmenmehrheit beim ersten Wahlgang
nicht erreicht, so ist zwischen jenen zwei Vor-
standsmitgliedern, die für eine Funktion die
größte Stimmenzahl erhalten haben, eine engere
Wahl vorzunehmen. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

(3) Sollte ein bereits gewählter Sektionspräsi-
dent zum Kammerpräsidenten gewählt werden,
so ist für diese Sektion ein neuer Präsident zu
wählen.

Wirkungskreis der Vollversammlungen der
Sektionen.

§ 15. (1) Der Vollversammlung jeder Sektion
steht der im § 8 des Ingenieurkammergesetzes
der Vollversammlung der Kammer eingeräumte
Wirkungskreis zu, insoweit es sich um Angelegen-
heiten handelt, die die betreffende Sektion allein
betreffen.

(2) Hienach obliegt ihr insbesondere:
1. die Festsetzung der eigenen Geschäfts-

ordnung und der des Sektionsvorstandes;
2. die Beschlußfassung über die im Rahmen

der Ziele und der Aufgaben der Kammer liegen-
den Maßnahmen und Veranstaltungen, insoweit
sie sich nicht auf die Mitglieder der anderen
Sektionen erstrecken und nicht als minder wich-
tig in den Wirkungskreis des Sektionsvorstandes
fallen;

3. die Beschlußfassung über die vom Sektions-
vorstand entworfenen Standesregeln.

Wirkungskreis der Vollversammlung der
Kammer.

§ 16. Der Vollversammlung der Kammer ist
insbesondere vorbehalten:

1. die Wahl der Mitglieder des Kammer-
vorstandes, der Sektionsvorstände und von zwei
Rechnungsprüfern und ihren Ersatzmännern;

2. die Festsetzung der Geschäftsordnung der
Kammer und der des Kammervorstandes;

3. die Aufstellung des Jahresvoranschlages und
die Festsetzung der Beiträge der Kammermitglie-
der zur Deckung der Kammerauslagen;

4. die Prüfung und die Genehmigung der
Jahresrechnung;

5. die Beschlußfassung über die im Rahmen
der Ziele und Aufgaben der Kammer liegenden
Maßnahmen und Veranstaltungen, insofern sie
sich auf mehr als eine Sektion erstrecken und
nicht als minder wichtig in den Wirkungskreis
des Kammervorstandes fallen; hieher gehört
auch die Pflege der gegenseitigen Unterstützung
der Standesgenossen und ihrer Angehörigen.

Wirkungskreis der Sektionsvorstände.

§ 17. (1) Der Sektionsvorstand hat über alle
Angelegenheiten, welche die gemeinsamen Inter-
essen der Mitglieder oder einzelner Fachgebiete
der Sektion betreffen, zu beraten und entweder
selbst zu beschließen oder in wichtigen Fällen den
Beschluß der Vollversammlung der Sektion ein-
zuholen.

(2) Demgemäß obliegt dem Sektionsvorstand
insbesondere:

1. die Wahl des Sektionspräsidenten und der
Vizepräsidenten der Sektion;

2. die Verfassung der Entwürfe der Geschäfts-
ordnungen für die Sektion;

3. die Aufstellung der Entwürfe von Standes-
regeln für die Mitglieder der Sektion;

4. die Festsetzung der Tagesordnung und die
Vorberatung der Verhandlungsgegenstände jeder
Vollversammlung der Sektion;

5. die Einberufung der Vollversammlungen der
Sektion;

6. die Vorlage des Geschäftsberichtes der Sek-
tion an die Vollversammlung der Sektion;

7. die Ausführung der Beschlüsse der Voll-
versammlungen der Sektion;

8. die Entgegennahme der nach § 19 Abs. 3
einlaufenden Anzeigen, Mitteilungen und An-
meldungen;

9. die Führung der Liste der der Sektion an-
gehörenden Ziviltechniker;

10. die im Wege des Kammerpräsidenten zu
vollziehende Abgabe von Äußerungen und Gut-
achten an die Behörden in Angelegenheiten, die
nur das Interesse der betreffenden Sektion be-
rühren, insoweit nicht die Wichtigkeit des Falles
erfordert, die Erstattung der Vollversammlung
der Sektion vorzubehalten;

11. die friedensrichterliche Tätigkeit, wenn
keiner der Streitteile einer anderen Sektion an-
gehört;

12. die ehrenrätliche Tätigkeit gegenüber den
Mitgliedern der Sektion.

Friedensrichterliche Tätigkeit der Sektions-
vorstände.

§ 18. (1) In der Ausübung der friedensrichter-
lichen Tätigkeit obliegt dem Sektionsvorstand:
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a) das vermittelnde Einschreiten bei Streitig-
keiten in Berufsangelegenheiten zwischen
Mitgliedern der betreffenden Sektion;

b) die Untersuchung und Beilegung von Be-
schwerden, die gegen Mitglieder der betref-
fenden Sektion über ihre Geschäftsführung
eingebracht werden.

(2) Die Sektionsmitglieder sind verpflichtet, in
den im Abs. 1 angeführten Fällen, ehe sie den
gerichtlichen Klageweg betreten, die Vermittlung
des Sektionsvorstandes anzurufen.

Wirkungskreis des Kammervorstandes.

§ 19. (1) Der Kammervorstand hat über alle
Angelegenheiten, die die gemeinsamen Interessen
der Mitglieder oder einzelner Fachgebiete der
Sektionen betreffen, zu beraten und entweder
selbst zu beschließen oder in wichtigen Fällen den
Beschluß der Vollversammlung einzuholen. Der
Kammervorstand pflegt den Verkehr mit den
anderen Ingenieurkammern und sonstigen Orga-
nisationen.

(2) Demgemäß obliegt dem Kammervorstand
insbesondere:

1. die Wahl des Präsidenten der Kammer;

2. die Verfassung der Entwürfe der Geschäfts-
ordnungen für die Kammer;

3. die Festsetzung der Tagesordnung und die
Vorberatung der Verhandlungsgegenstände jeder
Vollversammlung der Kammer;

4. die Einberufung der Vollversammlungen der
Kammer;

5. die Vorlage des Geschäftsberichtes, der
Jahresrechnung und des Voranschlagsentwurfes
an die Vollversammlung der Kammer;

6. die Ausführung der Beschlüsse der Voll-
versammlungen der Kammer;

7. die Verlautbarung der Ergebnisse der Wah-
len für den Kammervorstand und die Sektions-
vorstände;

8. die periodische Kundmachung der Listen der
Mitglieder der Sektionen;

9. die Besorgung der wirtschaftlichen Ange-
legenheiten der Kammer und die Einhebung der
Beiträge der Kammermitglieder;

10. die Vormerkung der von den Kammer-
mitgliedern verwendeten qualifizierten Hilfs-
kräfte und die Bestätigung ihrer Verwendungs-
zeugnisse;

11. die friedensrichterliche Tätigkeit, wenn die
Streitteile verschiedenen Sektionen angehören;

12. die ehrenrätliche Tätigkeit gegenüber Mit-
gliedern verschiedener Sektionen in einem ge-
meinsamen Disziplinarfall,

(3) Der Kammervorstand ist verpflichtet, die
bei ihm einlangenden Anzeigen, Mitteilungen und
Anmeldungen gemäß §§ 4, 5 und 15 Ingenieur-

kammergesetz unverzüglich an die Sektion, um
die oder deren Mitglieder es sich handelt, weiter-
zuleiten.

(4) Der Kammervorstand hat Äußerungen und
Gutachten in allgemeinen Fragen zu erstatten,
die das Standesinteresse der Ziviltechniker in
Gesamtheit berühren, sowie in Angelegenheiten,
die mehr als eine Sektion betreffen. In wichtigen
Fällen kann der Kammervorstand die Stellung-
nahme in solchen Angelegenheiten der Voll-
versammlung der Kammer vorbehalten.

(5) In Angelegenheiten, die nur das Interesse
einer Sektion berühren, hat der Kammervorstand
die Erstattung der Äußerungen und Gutachten
dem betreffenden Sektionsvorstand zu überlassen.

(G) Gegen die Verweigerung der Vormerkung
einer angemeldeten Hilfskraft oder der Bestäti-
gung eines Verwendungszeugnisses ist die Be-
schwerde zulässig, die binnen zwei Wochen beim
Landeshauptmann, in dessen Verwaltungsgebiet
das Kammermitglied seinen Geschäftssitz hat,
einzubringen ist. .

(7) Gegen den Bescheid des Landeshauptmannes
ist keine Berufung zulässig.

Friedensrichterliche Tätigkeit des Kammer-
vorstandes.

§ 20. (1) In Ausübung der friedensrichterlichen
Tätigkeit obliegt es dem Kammervorstand, bei
Streitigkeiten in Berufsangelegenheiten zwischen
Mitgliedern verschiedener Sektionen vermittelnd
einzuschreiten.

(2) Die Kammermitglieder sind verpflichtet, in
solchen Streitfällen, ehe sie den gerichtlichen
Klageweg betreten, die Vermittlung des Kammer-
vorstandes anzurufen.

Ehrenrätliche Tätigkeit der Sektionsvorstände
und des Kammervorstandes.

§ 21. (1) Der Kammervorstand und jeder Sek-
tionsvorstand haben als Ehrenrat von Amts
wegen gegen Mitglieder der Kammer (der betref-
fenden Sektion) einzuschreiten:

a) wegen Vernachlässigung der ihnen gegen-
über der Kammer (Sektion) obliegenden
Pflichten;

b) wegen Verletzung des Standesansehens.

(2) In den im Abs. 1 angeführten Fällen kann
der Kammervorstand (Sektionsvorstand) nach
ordnungsmäßiger Feststellung des Tatbestandes
und Einvernahme des Beschuldigten mit Ver-
warnungen, Rügen, bei erheblichen Unzukömm-
lichkeiten oder im Wiederholungsfalle mit Geld-
bußen bis zu 500 S ferner mit der Entziehung
des passiven oder zugleich des aktiven Wahl-
rechtes für die Kammer auf Zeit oder dauernd
vorgehen.
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(3) Gegen ein Disziplinarerkenntnis des Kam-
mer(Sektions)vorstandes, insofern es nicht bloß
auf Verwarnung lautet, steht dem Mitglied die
Beschwerde offen, die binnen zwei Wochen beim
Landeshauptmann, in dessen Verwaltungsgebiet
das Mitglied seinen Geschäftssitz hat , einzubrin-
gen ist.

(4) Gegen den Bescheid des Landeshauptmannes
ist keine Berufung zulässig.

(5) Die rechtskräftig verhängten Geldbußen
können im Verwaltungswege hereingebracht
werden.

Vollstreckbarkeit der Vergleiche.

§ 22. Die vor dem Kammervorstand in seiner
friedensrichterlichen Tätigkeit geschlossenen und
ordnungsgemäß beurkundeten Vergleiche sind
Exekutionstitel gemäß § 1 Z. 15 der Exekutions-
ordnung.

Überweisung von Angelegenheiten der Sektions-
vorstände an den Kammervorstand.

§ 23. In Angelegenheiten, die zum Wirkungs-
kreis der Sektionsvorstände gehören, können, so-
weit sie sich nach ihrer Art zur gemeinsamen
Behandlung eignen, die Sektionsvorstände die
Überweisung an den Kammervorstand verein-
baren.

Sitzungen der Sektionsvorstände.

§ 24. (1) Die Sitzungen des Sektionsvorstandes
hat der Sektionspräsident vor jeder Voll-
versammlung der betreffenden Sektion, im
übrigen nach Bedarf einzuberufen. Eine Sitzung
muß auch einberufen werden, wenn der Kammer-
präsident oder zwei Mitglieder des Sektions-
vorstandes dies verlangen.

(2) Der Kammerpräsident ist von der Einberu-
fung und der Tagesordnung jeder Sitzung der
Sektionsvorstände zu verständigen. Er hat das
Recht, an diesen Sitzungen teilzunehmen und in
den Verhandlungen das Wort zu ergreifen.

Verkehr der Sektionsvorstände.

§ 25. Die Sektionsvorstände verkehren mit-
einander, mit den Mitgliedern ihrer Sektion und
dem Kammerpräsidenten unmittelbar. Ihnen
kommt auch zu, unmittelbar an sie gerichtete
Zuschriften, insofern diese nicht auch Angelegen-
heiten der anderen Sektionen betreffen, unmittel-
bar zu beantworten und in allen nur ihre Sektion
betreffenden Angelegenheiten, ferner bei Ver-
anstaltungen, die sich nicht auf die Mitglieder
der anderen Sektionen erstrecken, mit den Sek-
tionen anderer Ingenieurkammern oder mit
sonstigen Organisationen in Verkehr zu treten.
In anderen Fällen verkehren die Sektions-
vorstände nach außen durch den Kammerpräsi-
denten; insbesondere haben sie Anträge und

Gutachten allgemeiner Natur den Behörden über
den Kammerpräsidenten vorzulegen.

Sitzungen des Kammervorstandes.

§ 26. Die Sitzungen des Kammervorstandes
werden vom Kammerpräsidenten vor jeder Voll-
versammlung der Kammer und im übrigen nach
Bedarf einberufen. Eine Sitzung muß auch ein-
berufen werden, wenn vier Mitglieder des Kam-
mervorstandes dies verlangen.

Abstimmung in den Sitzungen des Kammer-
vorstandes und der Sektionsvorstände.

§ 27. (1) Die Sitzungen des Kammervorstandes
und der Sektionsvorstände sind beschlußfähig,
wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmitglie-
der, darunter der Präsident oder ein Vizepräsi-
dent, anwesend ist. Die Beschlüsse sind mit
absoluter Stimmenmehrheit zu fassen.

(2) In den Sitzungen des Kammer(Sektions)vor-
standes hat sich der Vorsitzende an der Abstim-
mung zu beteiligen; im Falle der Stimmengleich-
heit gibt seine Stimme den Ausschlag.

(3) In den Sitzungen der Sektionsvorstände
steht dem Kammerpräsidenten ein Stimmrecht
nicht zu.

(4) Zur Beschlußfassung als Ehrenrat ist die
Anwesenheit von mindestens drei Vierteln der
Vorstandsmitglieder und eine Stimmenmehrheit
von zwei Drittel der Anwesenden erforderlich.
Ist die Sitzung nicht beschlußfähig, so ist eine
zweite Sitzung einzuberufen, die bei Anwesenheit
von mindestens zwei Drittel der Vorstands-
mitglieder beschlußfähig ist.

Wirkungskreis der Sektionspräsidenten.

§ 28. (1) Der Sektionspräsident hat die Sektion
zu vertreten, die Sitzungen des Sektionsvorstan-
des einzuberufen und in ihnen sowie in den
Vollversammlungen der Sektion den Vorsitz zu
führen, den Mitgliedern des Sektionsvorstandes
ihren Geschäftskreis zuzuweisen, über die Ord-
nungsmäßigkeit ihrer Tätigkeit zu wachen, alle
schriftlichen Ausfertigungen des Sektionsvorstan-
des zu unterzeichnen und dessen Beschlüsse sowie
die Beschlüsse der Vollversammlung der Sektion
dem Kammerpräsidenten zur Vollziehung zu
übermitteln, insoweit er nicht nach Maßgabe der
Bestimmungen dieser Verordnung selbst zur
Vollziehung berechtigt ist.

(2) Der Sektionspräsident kann die Vollziehung
oder die Hinausgabe eines Beschlusses verweigern,
wenn er glaubt, daß der Beschluß gegen die be-
stehenden Vorschriften oder gegen die Würde
der Kammer (Sektion) verstößt, oder daß der
Sektionsvorstand durch den Beschluß seinen
Wirkungskreis überschritten habe. In diesem
Falle hat er unverzüglich über den Kammer-
präsidenten die Entscheidung der Aufsichts-
behörde einzuholen.
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Wirkungskreis des Kammerpräsidenten.

§ 29. (1) Der Kammerpräsident hat die Kam-
mer zu vertreten, die Sitzungen des Kammer-
vorstandes einzuberufen und in ihnen sowie in
den Vollversammlungen der Kammer den Vor-
sitz zu führen, den Verkehr des Kammervorstan-
des mit den Sektionsvorständen zu vermitteln
und alle schriftlichen Ausfertigungen der Kam-
mer zu unterzeichnen. Er hat den Mitgliedern des
Kammervorstandes ihren Geschäftskreis zuzu-
weisen, über die Ordnungsmäßigkeit ihrer Tätig-
keit zu wachen, den Geschäftseinlauf der Kammer
zu übernehmen und ihn an die Sektionsvorstände
und an den Kammervorstand zu verteilen.

(2) Der Kammerpräsident kann die Voll-
ziehung oder die Hinausgabe eines Beschlusses
unter den Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 ver-
weigern. Gegen die Verweigerung der Voll-
ziehung oder der Hinausgabe eines Beschlusses
eines Sektionsvorstandes kann dieser binnen zwei
Wochen nach schriftlicher Verständigung von
der Verfügung des Kammerpräsidenten bei
diesem Beschwerde einlegen, worüber die Auf-
sichtsbehörde entscheidet. Im Falle der Verweige-
rung der Vollziehung oder der Hinausgabe eines
Beschlusses des Kammervorstandes hat der
Kammerpräsident unverzüglich die Angelegenheit
der Aufsichtsbehörde zur Entscheidung der Frage
vorzulegen, ob der Beschluß zu vollziehen sei
oder nicht.

Aufsicht, behördlicher Instanzenzug.

§ 30. (1) Die Aufsicht über die Kammer (Sek-
tion) und ihre Tätigkeit obliegt dem Landes-
hauptmann von Steiermark.

(2) Von der Einberufung der Vollversammlung
der Kammer und der Sektionen ist der Landes-
hauptmann von Steiermark unter Bekanntgabe
der Tagesordnung gleichzeitig mit der Einberu-
fung zu verständigen. Auch ist ihm nach jeder
Wahl deren Ergebnis mitzuteilen.

(3) Der Landeshauptmann von Steiermark
kann in die ganze Geschäftsführung der Kammer
(Sektionen) Einsicht nehmen und zu den Voll-
versammlungen der Kammer und der Sektionen
auch Vertreter entsenden. Er ist berechtigt, im
Falle der Überschreitung des Wirkungskreises
oder eines vorschriftswidrigen Gebarens auf die
Abstellung der Unregelmäßigkeiten zu dringen,
gesetzwidrige Beschlüsse außer Kraft zu setzen,
erforderlichenfalls die Auflösung des Kammer-
(Sektions)vorstandes zu verfügen und Neuwahlen
anzuordnen.

(4) Gegen die Verfügung der Auflösung des
Kammer(Sektions)vorstandes steht der Kammer
(Sektion) die Berufung an das Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau offen.

Deckung der Kammerauslagen.

§ 31. (1) Die Kammer hat die eigenen Kanzlei-
und Rechnungsgeschäfte zu besorgen sowie die
der Sektionen und trägt den hierauf entfallenden
Aufwand.

(2) Rückständige kammermäßige Zahlungen der
Kammermitglieder können im Verwaltungswege
hereingebracht werden.

Verwendung der Geldstrafen.

§ 32. Die einem Kammermitglied von der
politischen Behörde wegen eines Dienstvergehens
oder vom Kammer(Sektions)vorstand als Ehren-
rat auferlegten Geldstrafen (-bußen) fließen der
Kammer für gemeinnützige Zwecke zu.

Geschäftsordnungen.

§ 33. Die Geschäftsordnungen für die Voll-
versammlungen, der Sektionen und der Kammer,
der Sektionsvorstände sowie des Kammer-
vorstandes sowie die Standesregeln, hat der
Landeshauptmann von Steiermark dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau zur
Genehmigung vorzulegen.

Schlußbestimmungen.

§ 34. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe-
rium für Justiz vom 25. April 1947, BGBL
Nr. 108, betreffend die Ingenieurkammer für
Kärnten und Steiermark in Graz (Kammerstatut),
außer Kraft.

Bock

2 2 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 28. Oktober 1960 über die Auf-
hebung des § 1 Abs. 4 lit. c des Opferfür-
sorgegesetzes durch den Verfassungsgerichts-

hof.
Gemäß Ar t . 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-

sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr . 85, wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 15. Oktober 1960, G 9/60/10,
im § 1 Abs. 4 des Opferfürsorgegesetzes, BGBl.
Nr . 183/1947, in der Fassung der 11. Opfer-
fürsorgegesetznovelle, BGBl. Nr . 77/1957, die
Bestimmung unter lit. c als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung t r i t t mit Ablauf des
14. April 1961 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Raab
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227. Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 2. November 1960 über
die Feststellung des Verfassungsgerichtshofes,
betreffend die Aufhebung von Bestimmungen
des Erlasses des Bundesministeriums für
Finanzen vom 4. August 1959, Zl. 105.500-
13/59, betreffend Zollbegünstigungen, durch

den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Absatz 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
§ 60 Absatz 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 13. Oktober 1960, V 12/60, festgestellt, daß

die im Erlaß des Bundesministeriums für Finan-
zen vom 4. August 1959, Zl. 105.500-13/59, unter
Tarifnummer 10.02 enthaltenen Worte „B an-
derer frei; bei einem Zollwert unter
S 171'50/100 kg gilt die Differenz als Zollsatz"
und „Anmerkung 2: Die zu Nummer 10.02 B
vorgesehene Zollbegünstigung tritt erst am
28. November 1959 in Kraft" sowie „und darauf
hinzuweisen, daß Roggen der oben stehenden
Subposition 10.02 B entsprechend der neugeschaf-
fenen Anmerkung 2 bis zum 20. November 1959
zum tarifmäßig vorgesehenen Zollsatz abzufer-
tigen ist" gesetzwidrig waren.

Heilingsetzer


